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EINLE ITUNG 

"Es besteht für uns kein Zweifel, daß wir nach unserer Herkunft und nach 
unserer Gesinnung zur westeuropäischen Welt gehören . "  Diese Worte von 
Bundeskanzler Adenauer in seiner ersten Regierungserklärung ( 1 )  waren 
nicht nur Programm, sondern zugleich Feststellung einer Tatsache. Denn die 
Gründung der Bundesrepublik selbst war schon ein Akt der Westorientierung 
gewesen, nachdem sich infolge des Ost-West-Konflikts eine Viermächte­
lösung für ganz Deutschland als undurchführbar erwiesen hatte . Folglich wa­
ren sowohl die Sowjetunion als auch die Westmächte bestrebt, ihr j eweiliges 
Besatzungsgebiet fest im eigenen "Block" zu verankern . 

Auch nach Ablösung der Militärregierungen durch das bei Gründung der 
Bundesrepublik erlassene Besatzungsstatut verblieben den Westmächten aus­
reichende Möglichkeiten, diesen Prozeß fortzuführen . Das Besatzungsstatut 
übertrug Bund und Ländern zwar die volle gesetzgebende, vollziehende und 
rechtsprechende Gewalt, reservierte den Besatzungsmächten aber alle jene 
Rechte, die sie zur Erfüllung ihrer Besatzungsaufgaben und damit zur Kon­
trolle des politischen und wirtschaftlichen Kurses der Bundesrepublik für er­
forderlich hielten.  Diese Vorbehaltsrechte betrafen die gesamte Außenpolitik, 
die Entmilitarisierung, die Sicherheit der alliierten Truppen, den Außenhan­
del, die Dekartellisierung, die Kontrolle des Ruhrgebiets sowie ein Vetorecht 
bei Verfassungsänderungen . Darüber hinaus behielten sich die Besatzungs­
mächte das Recht vor, die Ausübung der obersten Gewalt in der Bundesrepu­
blik ganz oder teilweise wieder an sich zu ziehen, falls sie dies im Interesse 
ihrer Sicherheit, der Aufrechterhaltung der demokratischen Grundordnung 
oder im Rahmen ihrer Viermächteverantwortung für notwendig erachteten. 

In welchem Maße die politische Entwicklung der Bundesrepublik durch 
diese "Konkurrenz zwischen der auf die Volkssouveränität zurückgehenden 
deutschen Regierungsgewalt und der auf Siegerrecht beruhenden alliierten 
Besatzungsgewalt" (Buchheim, Deutschlandpolitik, S. 9) determiniert war ­
sei es in Konvergenz zu oder gegen westdeutsche Mehrheitsinteressen -, ist 
eine Frage, die besonders in der Zeit, als die Ära Adenauer noch (partei-)poli­
tische Gegenwart war, sehr unterschiedlich beantwortet wurde. Der seit Öff­
nung der Archive mögliche umfassendere Einblick in die Entscheidungspro­
zesse wenigstens der westlichen Länder scheint freilich den Befund zu erhär­
ten, daß der Bundesrepublik bis zum Abschluß der Formationsphase des 
Westblocks Souveränitätsrechte und damit vermehrte außenpolitische Ein­
flußmöglichkeiten nur als Gegenleistung für irreversible politische, wirt-
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schaftliehe und vor allem militärische Integrationsschritte gewährt wurden . 
Und auch nach Erlangung der Souveränität im Jahre 1955 war - bei fortbeste­
henden Viermächtevorbehalten für Gesamtdeutschland - außenpolitische 
Handlungsfreiheit nur innerhalb eben dieser Integrationsstruktur, keinesfalls 
jedoch gegen vitale Interessen der Bündnispartner möglich . 

Da Bündnistreue in westlichen Augen den konkreten Maßstab für die 
Rehabilitation der unter dem NS-Regime so radikal zerstörten deutschen 
Vertragstreue bildete, war die Bundesrepublik zur Rückgewinnung interna­
tionalen Vertrauens auf die sich im Ost-West-Konflikt ausformende westliche 
Sicherheitsgemeinschaft verwiesen, was den zeitweiligen, notfalls sogar end­
gültigen Primat der Westintegration vor der Wiedervereinigung implizierte . 
Der westeuropäische Horizont Adenauers begünstigte diese Politik ebenso 
wie der von "Russenangst" überlagerte herkömmliche Antikommunismus 
großer Teile der westdeutschen Bevölkerung . 

Vor allem aber hat diese westliche Horizontgebundenheit den ersten deut­
schen Bundeskanzler die tiefe Kluft begreifen lassen, die sich mit der natio­
nalsozialistischen Barbarei zwischen Deutschland und den westlichen Demo­
kratien aufgetan hatte und die es zu schließen galt . Dazu diente nicht zuletzt 
seine Politik der materiellen Wiedergutmachung am jüdischen Volk, die ein 
weiteres Signal zur Vertrauensbildung an den Westen darstellte . Hier wie bei 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Israel setzte sich Adenauer 
deshalb auch über alle Bedenken wegen der Belastungen der Beziehungen zur 
arabischen Welt hinweg (28 ,  37, 38 ,  101 ) .  

Akzeptiert man diese internationalen Existenzbedingungen der Bundesre­
publik in der Ära Adenauer als Ausfluß einer von Bedrohungsperzeptionen 
überlagerten westlichen Politik der Sicherheit mit und gleichzeitig vor 
Deutschland, so kann eine historische Würdigung der westdeutschen Außen­
politik, alternativer Entwürfe und "verpaßter Gelegenheiten" sinnvollerweise 
nur im Zusammenhang mit einer historischen Analyse des Ost-West-Kon­
flikts und unter Berücksichtigung der spezifischen Bedingungen und Ver­
haltensmuster "organisierter Friedlosigkeit" (Senghaas) im Atomzeitalter 
erfolgen . 

Dies ist kein Aufruf zu einer affirmativen Geschichtsbetrachtung der Ära 
Adenauer, über die sich Wilfried Loth schon in der durch die Reforminitiati­
ven Gorbatschows verursachten Zeit "neuer Unübersichtlichkeit" beklagte, 
in der "eine breite Schar neokonservativ getönter Pragmatiker" die Vernünf­
tigkeit des Wirklichen beschwöre und damit zugleich die Gelegenheit nutze, 
sich für die Verletzungen schadlos zu halten, die sie im Kontext der Utopien 
von 1968 erfahren habe (Loth, Ost-West-Konflikt und deutsche Frage, S. 7) . 
Es geht vielmehr darum, nach dem inzwischen manifestierten Zerfall des So­
wjetimperiums und der Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutsch­
lands alle darin liegenden Chancen, besonders die neuen heuristischen und 
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kooperativen Möglichkeiten, zu nutzen, um die Frage nach den Bestim­
mungsfaktoren der Außenpolitik in der "Ära Adenauer" auf der Basis einer 
so gewonnenen breiteren Analyse des Ost-West-Konflikts neu zu stellen und 
somit die Geschichtsschreibung darüber selbst vollends aus dem Schatten 
dieses Konflikts heraustreten zu lassen . Die nachfolgenden Ausführungen 
stehen unter diesem Vorbehalt. 

Untrennbar vernetzt mit der Politik einer politischen und militärischen 
Westeinbindung der Bundesrepublik waren von Anfang an alle Überlegungen 
zu einer Lösung der deutschen Frage unter den Bedingungen des Ost-West­
Konflikts . Die außenpolitische Zielvorgabe des Grundgesetzes zur Wieder­
herstellung der nationalen Einheit in Freiheit stieß sich dabei unübersehbar 
an den internationalen Rahmenbedingungen einer aus den Antagonismen des 
Kalten Krieges herrührenden Spaltung Europas . Daraus resultierte jener in 
der gesamten Ära Aderrauer nicht gelöste Zielkonflikt, der den westdeutschen 
Teilstaat mit seinem Sicherheitsbedürfnis auf die Teilhabe an der westeuropä­
isch-atlantischen Blockbildung verwies, ihn damit aber gleichzeitig in eine 
die Wiedervereinigung zusätzlich blockierende Frontstellung zur östlichen 
Siegermacht Sowjetunion brachte . Weiter kompliziert wurde die Lage für die 
junge Bundesrepublik mit ihren erst schrittweise abgebauten Souveränitäts­
beschränkungen dadurch, daß ohne eine allgemeine Entspannung das deut­
sche Problem nicht zu lösen war, der dafür nötige Interessenausgleich unter 
den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges aber die Gefahr eines Kompro­
misses in sich barg, der vorrangig Sicherheit vor einem wiedervereinigten 
Deutschland anstrebte . 

Die erste Regierung Aderrauer suchte sich dagegen durch eine Reihe von 
Positionsfestschreibungen abzusichern . Da ihr außenpolitische Mittel zur 
Durchsetzung nationaler Ansprüche vorerst nicht zur Verfügung standen, 
stellte sie über eine parteienübergreifende Parlamentsmehrheit die staats- und 
völkerrechtlichen Mindestanforderungen heraus, die das eigene Verlangen 
nach nationaler Selbstbestimmung international legitimieren sollten : die Bun­
desrepublik als demokratisch allein legitimierte Vertreterio des ganzen deut­
schen Volkes; die Herbeiführung der Einheit über freie gesamtdeutsche Wah­
len; die Regelung von Grenzfragen erst in einem Friedensvertrag mit einem 
handlungsfähigen Gesamtdeutschland; die Sicherung Westberlins über seine 
Interessenwahrung durch die Bundesrepublik (3, 13, 18 ,  25) .  

Im Gegenzug konterten die DDR und die Sowjetunion mit einer Wieder­
vereinigungsoffensive, die den Schwerpunkt auf paritätisch besetzte Regie­
rungsverhandlungen und den vordringlichen Abschluß eines Friedensvertra­
ges auf dem Boden der Weltkriegsergebnisse legten (22 , 30) . Das dahinter 
zum Vorschein kommende Ziel der Blockfreiheit als Vorbedingung für ein 
wiedervereinigtes Deutschland löste in der Bundesrepublik einen jahrelangen 
Grundsatzstreit über die Prioritätensetzung in der westdeutschen Außenpo-
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litik aus,  der in seinen Rückwirkungen bis tief in die Regierungskoalition 
reichte . Für Bundeskanzler Aderrauer und die Mehrheit seiner Koalition 
mußte der westdeutsche Kernstaat erst wieder eine internationale Position ge­
winnen, die eine gleichberechtigte deutsche Interessenwahrung bei Friedens­
und Deutschlandverhandlungen erlaubte . Dies war nur durch irreversible 
Westbindung der ungesicherten Bonner Demokratie zu erreichen, die den 
Westen zu einer Handlungseinheit zusammenschweißte und der Sowjetunion 
damit die Möglichkeit zum Spiel mit den westeuropäischen Partikularinteres­
sen auf Kosten der Deutschen verbaute . Das setzte eine Politik des langen 
Atems voraus, durch die man die deutsche Frage so lange völkerrechtlich 
offenhielt, bis die internationale Lage ihre Lösung erlaubte (2 , 36,  41 , 46, 56, 
58) .  

Adenauers Kritiker sahen dagegen gerade in der militärischen Westintegra­
tion der Bundesrepublik die entscheidende Blockade für aussichtsreiche Vier­
mächteverhandlungen über Deutschland. Nur bei einem weitergehenden 
Entgegenkommen an das sowjetische Sicherheitsinteresse in Mitteleuropa 
würde die östliche Supermacht zur Räumung ihres ostdeutschen Vorfeldes zu 
bewegen sein . Adenauers Politik des Vertagens und Offenhaltens mußte dem­
gegenüber zur innerdeutschen und internationalen Gewöhnung an die Tei­
lung als dem unter den gegebenen Umständen realistischen Minimalkonsens 
in der deutschen Frage führen (35, 45, 56) . 

Zusätzlich verschärft wurde dieser Meinungsstreit durch westinterne Vor­
stöße zugunsten einer Ost-West-Detente und weitere sowjetische Angebote 
nach Stalins Tod bis hin zur Verhandlungslösung des Österreichischen Staats­
vertrages im Frühjahr 1955 (41, 55,  57) .  Der Kampf um die öffentliche Mei­
nung im Westen und die Notwendigkeit flankierender Unterstützung für den 
innenpolitisch unter Druck geratenen Bundeskanzler ließen es den West­
mächten entgegen ihren ursprünglichen Absichten - erst Schaffung der west­
lichen Einheit, dann Verhandlungen mit der Sowjetunion - zwar geraten sein, 
schon Anfang 1954 in Berlin an den Vier-Mächte-Tisch zurückzukehren. 
Doch weder hier noch nach Ratifizierung der Pariser Verträge bei den Genfer 
Verhandlungen 1955 waren sie, abgesehen vom Angebot rüstungsverminder­
ter Zonen in Mitteleuropa, zu einem so weitgehenden Entgegenkommen wie 
einer Neutralitätslösung für Deutschland bereit . 

Der Abschluß der militärischen Westintegration im Mai 1955 machte ande­
rerseits das Dilemma der Aderrauersehen Deutschlandpolitik unübersehbar. 
Für die Westmächte war mit der Arrondierung ihres Allianzsystems nunmehr 
der Zeitpunkt gekommen, die östlichen Entspannungssignale aus der erreich­
ten Position westlicher Einheit auf ihre Substanz hin abzuklopfen. Daher ge­
riet die eigene Festlegung in den Pariser Verträgen auf eine Unterstützung der 
Bonner Wiedervereinigungspolitik von Jahr zu Jahr mehr zum Hindernis 
flexibler Ost-West-Beziehungen . Für die Bundesrepublik kam deshalb alles 
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darauf an, das dominante westliche Interesse an einer europäischen Sicher­
heitslösung junktimsartig mit der Wiedervereinigungsfrage zu verknüpfen, 
um nicht zum deutschlandpolitischen Opfer eines Ost-West-Ausgleichs zu 
werden (46, 57, 74) .  

Umgekehrt verlor damit aber auch für die Sowjetunion das Spiel mit der 
nationalen Karte an Wert . Sie schaltete deshalb auf vorrangige Status-quo­
Sicherung in Mitteleuropa um und beharrte von nun an unverrückt auf der 
Akzeptanz ihrer Zwei-Staaten-These in Deutschland . Die Ergebnisse der 
Moskaureisen von Adenauer und Grotewohl erhärteten diesen Befund im 
Herbst 1955, auch wenn sich Bundesregierung und Westmächte dagegen 
durch Rechtsvorbehalte zu schützen suchten. Die Hoffnungen auf eine 
Deutschlandlösung aus einer Positon der Stärke heraus mußten nunmehr der 
Einsicht weichen, daß sich die künftige Ost- und Deutschlandpoltiik auf 
lange Sicht defensiv auszurichten hatte . In Sorge vor einer weiteren Aufwei­
chung der eigenen Position nach Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur 
Sowjetunion suchte das Auswärtige Amt daher auf der Basis des Alleinvertre­
tungsanspruchs mit der "Hallstein-Doktrin" einer Statusaufwertung der 
DDR über eine befürchtete Welle internationaler Anerkennungen vorzubeu­
gen (66, 68 -72 , 75) .  

Schon der erste Präzedenzfall Jugoslawien machte indes das Zweischnei­
dige dieser Waffe deutlich, drohte der Abbruch der diplomatischen Beziehun­
gen zu Belgrad die Bundesrepublik doch in ostpolitischer Inflexibilität fest­
zunageln, und dies zu einem Zeitpunkt, da selbst die eigenen Verbündeten 
nach internationaler Auflockerung Ausschau hielten. Um die eigene Nichtan­
erkennungspolitik gegen Ostberlin international durchhalten zu können, 
mußte die Bundesregierung zunehmend auch ihre Beziehungen zu den Staa­
ten der Dritten Welt unter deutschlandpolitischen Vorbehalt stellen (86, 87) .  
Daneben wurden mit Rücksicht auf die eigene Klientel i n  den Vertriebenen­
verbänden vorsichtige Ansätze einer beweglicheren Osteuropapolitik durch 
Gewaltverzichte gegenüber den unmittelbaren Nachbarn Polen und Tsche­
choslowakei rasch wieder aufgegeben (81, 99) . 

In dieser Situation ging die Sowjetunion mit Chruschtschows Berlin-Ulti­
matum von 1958 erneut in die Offensive . Jetzt forderte sie nicht mehr nur die 
friedensvertragliche Anerkennung der zweistaatlichen Realitäten in Deutsch­
land, sondern suchte zusätzlich Westberlin über den Status einer freien 
entmilitarisierten Stadt aus den Bindungen mit der Bundesrepublik zu lösen 
(91-96) .  Wie sehr man sich international inzwischen mit dem Status quo in 
Mitteleuropa arrangiert hatte, zeigten die pragmatischen Stellungnahmen der 
Westmächte, die deutlich differenzierten zwischen ihrer nichtaufgehbaren 
Position in Westberlin und den weiterreichenden Deutschlandzielen Bonns . 
Mit ihrem "Deutschland-Plan" vom Frühjahr 1959 auf der Basis früherer 
Disengagementpläne machte daraufhin die SPD gegen die Regierung mobil , 
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und selbst im Auswärtigen Amt wuchs die Kritik an der Stagnation der deut­
schen Ostpolitik. Deshalb meldete sich der Kanzlervertraute Globke mit Vor­
stellungen zu Wort, die allgemeine Abrüstungsverhandlungen mit konkreten 
Entmilitarisierungsangeboten für Mitteleuropa zu koppeln und daraus 
deutschlandpolitisches Kapital zu schlagen suchten (97, 100, 104) . 

Die Zeit drängte für die Regierung um so mehr, als die Westmächte 1959/60 
in neuen Viermächterunden Bewegung in der Abrüstungs- und Entspan­
nungspolitik ansteuerten. Der Abbruch des Pariser Gipfels , das erfolglose 
Treffen des neuen US-Präsidenten Kennedy mit Chruschtschow in Wien 
und die Abriegelung des Ostsektors von Berlin durch den Mauerbau kühlten 
die Ost-West-Beziehungen freilich 1960/61 erst einmal ab ( 107-1 1 1) .  
Die Spannungen zwischen den Supermächten in der Kubakrise von 1962 
schienen daher die ostpolitischen Skeptiker in Bonn ein weiteres Mal zu 
bestätigen . 

Gerade das Balancieren am Abgrund einer großen internationalen Krise 
1961 /62 markierte jedoch den Höhe- und Wendepunkt gleichermaßen in der 
Geschichte des Kalten Krieges . International begannen die Supermächte un­
ter dem Eindruck des Krisenschocks schrittweise von der Konfrontation auf 
partielle sicherheitspolitische Kooperation umzusteuern, und auf nationaler 
Ebene mußte Adenauer mit einer gestärkten FDP Teile seiner ost- und 
deutschlandpolitischen Kritiker in sein letztes Kabinett aufnehmen. Mit sei­
nen Signalen zu einer Normalisierung der Beziehungen an die osteuropäi­
schen Staaten trug der neue Außenminister Sehröder den veränderten interna­
tionalen und innenpolitischen Gegebenheiten Rechnung, während der Kanz­
ler mit seinem Angebot eines zehnjährigen Stillhalteabkommens das deutsch­
sowjetische Verhältnis zu entkrampfen suchte . Aus der Opposition heraus 
dachte schließlich Egon Bahr für die Sozialdemokraten mit seiner Tutzinger 
Formel "Wandel durch Annäherung" sogar bereits in die Brandt-Scheelsche 
Ostpolitik der 70er Jahre voraus (115 ,  1 16, 125) . 

Aus ihrer exponierten geostrategischen Lage, ihrer völkerrechtlichen Situa­
tion und der Teilung Deutschlands erwuchsen der Bundesrepublik besondere 
Probleme für ihre Sicherheitspolitik , und zwar sowohl für die innere wie für 
die äußere Sicherheit . Mag auch die Analogie zur Situation Koreas von den 
Zeitgenossen und in historischen Bewertungen überstrapaziert worden sein, 
so bleibt doch die gesicherte Erkenntnis , daß der Koreakrieg den Entschei­
dungsprozeß für die Aufrüstung der Bundesrepublik beschleunigt, ja  als Ka­
talysator für deren Durchsetzung gegen erhebliche innen- und außenpoliti­
sche Widerstände gewirkt hat. Als die amerikanische Regierung daher im 
September 1950 ihren Verbündeten den Plan eines westdeutschen Kontin­
gents zur geplanten integrierten NATO-Streitmacht - als Voraussetzung ih­
res verstärkten militärischen Engagements in Europa - präsentierte, konnte 
sie sich auf ein Angebot Adenauers stützen, "im Falle der Bildung einer 
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internationalen westeuropäischen Armee" emen angemessenen deutschen 
Beitrag dazu zu leisten (12, 16) . 

Der von Washington konzedierte Grad an militärischer Integration inner­
halb der NATO mit der Aussicht auf eine national organisierte deutsche Ar­
mee bot nach französischer Auffassung jedoch keine ausreichende Garantie 
dafür, daß die Bewaffnung der Bundesrepublik so kontrolliert werden 
konnte, daß sich der immer stärker werdende, territorial jedoch nicht satu­
rierte westdeutsche Teilstaat nicht am Ende der Sowjetunion zuwandte, die 
wichtige deutschlandpolitische Trümpfe in der Hand hielt, oder daß die 
Bundesrepublik mit ihrer Nationalarmee ihre Nachbarn in militärische Aben­
teuer zur Rückeroberung der verlorenen Gebiete im Osten verwickelte . Ihre 
Aufrüstung mußte sowohl der Sicherheit mit als auch vor Deutschland genü­
gen. Zudem durfte durch die westdeutsche Aufrüstung Frankreichs Rolle als 
drittstärkste Macht in der NATO nicht gefährdet werden, was seine Einfluß­
möglichkeiten gegenüber dem "Anglo-Saxon-Triangle" - USA, Großbritan­
nien und Kanada - weiter verringert hätte. 

Im Sommer 1951 gelang es der französischen Regierung, gegen ein NATO­
integriertes westdeutsches Kontingent und eine Interimslösung ihr Konzept 
einer supranationalen Europaarmee durchzusetzen (19, 20, 23), weil kein an­
derer Ausweg aus dem deutsch-französischen Interessengegensatz - hier Ab­
lösung des Besatzungsstatuts und Gleichberechtigung, dort Kontrolle - mög­
lich erschien. Für Adenauers vorrangiges Ziel einer irreversiblen Westbin­
dung der Bundesrepublik war die Ablösung des Besatzungsstatuts nämlich 
nicht nur Mittel zum Zweck der innenpolitischen Durchsetzung einer unpo­
pulären Aufrüstung, sie war die Voraussetzung dieser Westbindung schlecht­
hin : Abmachungen, die lediglich eine unilaterale Revision des Besatzungssta­
tuts durch die Alliierten darstellten, beließen ihnen letztlich die Möglichkeit, 
diese Abmachungen einschließlich der 1950 gewährten einseitigen Sicher­
heitsgarantie - folglich auch die Westbindung - wieder rückgängig zu ma­
chen, sobald ihnen dies durch etwaige Viermächteübereinkünfte möglich und 
vorteilhaft erschien . 

Während die USA bestrebt waren, die geplante Europäische Verteidigungs­
gemeinschaft fest in die NATO einzubinden, um der Gefahr einer militäri­
schen oder gar politischen Diversion innerhalb des atlantischen Bündnisses 
vorzubeugen, gelang es der Bundesregierung, nahezu alle ursprünglich im 
Plan einer Europaarmee enthaltenen Diskriminierungen zu entschärfen und 
eine Regelung durchzusetzen, die in bestimmten Fällen eine Mitsprache im 
NATO-Rat ermöglichte. Verständlicherweise orientierten sich die Westeuro­
päer einschließlich der Bundesrepublik, die nie auf eine NATO-Mitglied­
schaft verzichtete (29), in ihrer Sicherheitspolitik letztlich an der NATO . Sie 
hatte sich bereits zu einem effizienten militärischen, rüstungswirtschaftlichen 
und politischen Steuerungsorgan entwickelt, als die EVG noch nicht einmal 
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vertragsreif ausgehandelt war. Vor allem aber: Je klarer wurde, daß Frank­
reich außerstande war, aus eigener Kraft eine ausreichende militärische Ba­
lance gegenüber der Bundesrepublik herzustellen, desto mehr wurde die 
NATO, nicht die EVG, die eigentliche Instanz zur Kontrolle der Westdeut­
schen . 

Die im New Look der Eisenhower-Administration angelegte Strategie der 
massiven Vergeltung und der Nuklearisierung der Bündnisstrategie sowie das 
daraus resultierende verstärkte Gewicht der angelsächsischen Nuklearmächte 
verschärften die Spannung zwischen europäischer und atlantischer Integra­
tion. Der von Paris im Interesse der Wahrung seiner nationalen Stellung und 
Mitsprachemöglichkeiten im Bündnis beabsichtigte Aufbau eines eigenen 
atomaren Potentials war daher einer der Hauptgründe für die Ablehnung des 
EVG-Vertrages durch die französische Nationalversammlung am 30 .  August 
1954 ( 48) .  

Mit dem Scheitern der EVG hatte die Politik Adenauers einen schweren 
Rückschlag erfahren, freilich mehr in europa- als in sicherheitspolitischer 
Hinsicht. Sein Versuch , die Bundesrepublik mit der Niederlage von 1945 zu 
versöhnen (Baring, Kanzlerdemokratie, S. 33) ,  indem er den deutschen Na­
tionalstaat für die Westintegration der Bundesrepublik und ein politisch verei­
nigtes Europa opferte, war vorerst mißlungen. Darüber hinaus hatte die Eu­
ropaidee selbst, an die die unpopuläre westdeutsche Aufrüstung jahrelang 
gekoppelt worden war, Schaden genommen. 

Mit den nur wenige Monate später ausgehandelten Pariser Verträgen er­
langte die Bundesrepublik dann aber ein wesentlich höheres Maß an Souve­
ränität, als es im Deutschlandvertrag von 1952 vorgesehen war (50, 53 ,  54) . 
Gleichzeitig wurde die Bundesrepublik in die NATO und in die aus dem 
Brüsseler Pakt von 1948 geschaffene Westeuropäische Union aufgenommen, 
die über den freiwilligen Verzicht Bonns auf die Herstellung von ABC-Waf­
fen hinaus als Rüstungskontrollinstanz diente . 

Die ursprünglichen Aufstellungspläne für die Bundeswehr waren mit der 
Nuklearisierung der NATO-Strategie freilich überholt . Im Dezember 1954 
hatte der NATO-Rat nämlich eine Direktive als Grundlage für die Verteidi­
gungsplanung der Allianz unter besonderer Berücksichtigung von Atomwaf­
fen gebilligt . Sie sah vor, daß die NATO jeden Angriff aus dem Osten mit ei­
nem massiven Vergeltungsschlag durch strategische und taktische Kernwaffen 
beantwortete . Die NATO ging davon aus,  daß ein künftiger Krieg wahr­
scheinlich in den ersten Tagen durch einen intensiven atomaren Schlagab­
tausch entschieden würde. Daher sollten sich die Allianzmitglieder anstelle 
der Planung eines maximalen Streitkräfteaufwuchses nach Ausbruch der 
Feindseligkeiten auf die Unterhaltung bereits im Frieden einsatzbereiter und 
mit nuklearen Waffen ausgerüsteter Verbände konzentrieren. 

Auf das Dilemma, daß die Bundesrepublik voraussichtlich die Haupt-
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kampfzone eines atomaren Krieges sein würde, aber keinerlei Mitsprache bei 
den nuklearstrategischen Dispositionen des Bündnisses besaß, reagierten po­
litische und militärische Führung anfangs recht unterschiedlich .  Während die 
militärische Führung die konventionelle Rolle der Bundeswehr durch "über­
legene Führungskunst" (Heusinger) zu retten versuchte, war die Bundesre­
gierung frühzeitig bestrebt, sich über die Teilhabe am atomaren Potential 
nicht nur gleichberechtigten Einfluß auf die militärischen Optionen der Al­
lianz, sondern auch auf dessen Organisationsstrukturen zur Einbindung der 
USA zu verschaffen . Aus der nuklearen Pattsituation stellte sich nämlich die 
Frage : Würden die USA im Ernstfall für ihre europäischen Verbündeten die 
eigene atomare Vernichtung riskieren ? 

Spätestens unter dem Eindruck einer Presseveröffentlichung über beab­
sichtigte amerikanische Truppenreduzierungen in Europa (79), vor allem 
aber nach der Suez-Krise und dem Sputnik-Schock, hegte Aderrauer so erheb­
liche Zweifel an der Sicherheitspartnerschaft mit den USA, daß er sogar das 
Angebot aus Paris für eine gemeinsame französisch-deutsch-italienische Pro­
duktion von Atomwaffen aufgriff (88) .  Ein von den Verteidigungsministern 
dieser drei Länder im Frühjahr 1958 unterzeichnetes Abkommen darüber 
wurde jedoch vom neuen Ministerpräsidenten de Gaulle unverzüglich sistiert . 

Auch die amerikanischen Pläne, mittels einer "vierten Atommacht 
NATO" oder einer multilateralen NATO-Atomstreitmacht (MLF) deutsche 
nukleare Ambitionen zu kompensieren, scheiterten 1965 hauptsächlich an 
Frankreichs atomarem Alleingang.  Die deutsche Zustimmung zum MLF­
Projekt belastete aber jahrelang die deutsch-französischen Beziehungen, da 
die MLF sowohl de Gaulies Ziel eines nuklearen Dreierdirektoriums (USA, 
Großbritannien, Frankreich) als auch seinem Plan einer französisch geführ­
ten europäischen Verteidigungsstruktur als Gegengewicht zu den USA zuwi­
derlief. Die Bundesregierung hielt jedoch trotz aller Schwierigkeiten mit der 
Kennedy-Administration an der atlantischen (= amerikanischen) Option ihrer 
Sicherheitspolitik fest .  Sie sah sich außerstande, den deutschlandpolitischen 
Rückhalt sicherheitspolitisch zu honorieren, den sie bei de Gaulle gefunden 
hatte, als sich die Supermächte unter den Erfahrungen der Berlin- und Kuba­
Krise (1958 -1962) in den vom nuklearen Patt erzwungenen Bilateralismus 
einzuüben begannen, der den USA zeitweilig deutschlandpolitische Kompro­
misse angeraten sein ließ . 

Diesem Trend wurde auch die atomare Rolle der Bundesrepublik ange­
paßt. Er verbot jegliche nationale oder kollektive Teilhabe an den nuklearen 
Großmachtinsignien und führte bei dem Interesse des "Atomclubs" auf 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen (Nonproliferation) zu einer 
schließlich im Dezember 1966 geregelten bloßen Mitsprache an den nuklear­
strategischen Planungen der NATO im Rahmen der Nuclear Planning 
Group . Was blieb, war die Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren Träger-
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systemen, die von Verteidigungsminister Strauß ab 1956 um so eifriger betrie­
ben wurde, je mehr sich herausstellte, daß der Aufbau der Streitkräfte wesent­
lich langsamer als geplant vonstatten ging . So wurde die Bundesrepublik 
gegen erheblichen Widerstand in der Öffentlichkeit (84) von den nuklearstra­
tegischen Weiterungen des New Look eingeholt . Ihre atomare Unschuld 
hatte sie ohnehin bereits verloren, als Adenauer im Juni 1953 die Stationie­
rung amerikanischer nuklearer Gefechtsfeldwaffen befürwortet hatte (42) .  

Die Spaltung des Kontinents als Haupthindernis für eine Lösung der natio­
nalen Frage hatte führende Politiker aller großen Parteien in Westdeutschland 
schon vor Gründung der Bundesrepublik auf die Europafrage stoßen lassen . 
Im Gedanken eines europäischen Bundesstaates war für die Vertreter der Eu­
ropabewegung ein Ausweg aus den nationalistischen Verwerfungen zweier 
Weltkriege gefunden, mit dem sich die scheinbar unaufhaltsame Abdankung 
Europas stoppen ließ . Mit der Idee einer "Dritten Kraft" zwischen den Su­
permächten durch Bündelung der verbliebenen politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Ressourcen Westeuropas verbanden sich für die westdeut­
sche Politik zudem besondere Chancen . Der Weg über Europa bot den dis­
kreditierten Deutschen voraussichtlich den schnellsten Weg zu gleichberech­
tigter Rückkehr in die Völkerfamilie, da er das deutsche Potential aus Sicht 
der Westeuropäer kontrolliert zu halten versprach, ohne diskriminierend auf 
die Westdeutschen zu wirken . Die Schaffung einer prosperierenden Wahl­
standszone in Westeuropa mochte im übrigen schon mittelfristig eine unwi­
derstehliche "Magnetwirkung" auf Osteuropa ausüben und damit über eine 
gesamteuropäische Zusammenarbeit schließlich auch die deutsche Frage 
lösbar machen (2 , 9) .  

Gelingen konnte die Integration Europas freilich nur, wenn sich gleichzei­
tig der deutsch-französische Gegensatz dauerhaft entschärfen ließ . Hier hatte 
indes die von den angelsächsischen Mächten zunächst unterstützte Saar­
politik Frankreichs eine neue Hürde aufgetürmt. Paris sah sich vor dem Hin­
tergrund seiner Kriegsschäden berechtigt, das Saargebiet über ein Autono­
miestatut politisch von Deutschland abzugliedern und wirtschaftlich an den 
eigenen nord- und ostfranzösischen Industrieraum anzubinden. Bonn 
konnte dagegen mit Blick auf die offenen Grenzfragen im Osten keinen Vor­
festlegungen hinsichtlich seiner Westgrenze vor Abschluß eines allgemeinen 
Friedensvertrages zustimmen. Wenn Frankreich daher die Saar über ihre Mit­
gliedschaft im Europarat zu europäisieren suchte, konnte sich die Bundesre­
publik nur über einen völkerrechtlichen Vorbehalt in dieser Frage in die euro­
päische Einigung einbringen (9, 10, 26) . 

Wollte die Bundesregierung ihren Alleinvertretungsanspruch auch mate­
riell aufrechterhalten und daneben als Voraussetzung einer Wiedereingliede­
rung in die Weltwirtschaft ihre Kreditfähigkeit zurückgewinnen, dann mußte 
sie sich zur Haftung für die deutschen Vorkriegsschulden bereitfinden . Die 
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Diskussion um eine territoriale Eingrenzung auf das von Westdeutschland zu 
verantwortende Schuldenvolumen blieb dagegen fruchtlos, da sich eine derar­
tige Haftungsbeschränkung nicht mit dem politischen Vertretungsanspruch 
für ganz Deutschland vertrug.  Im Londoner Schuldenabkommen von 1953 
wurde schließlich eine Rahmenvereinbarung getroffen, die Westdeutschlands 
finanzielle Leistungsfähigkeit mit den berechtigten Ansprüchen ausländi­
scher Gläubiger in einem tragfähigen Kompromiß austarierte (21, 40). 

Auf europäischer Ebene waren die Integrationsbestrebungen unterdessen 
auf zwei bedeutsamen Feldern vorangekommen . Dazu hatte sich die konti­
nentale Europapolitik unter Beibehaltung ihres Fernziels eines europäischen 
Bundesstaates operativ auf den Weg der sektoralen Einigung begeben . Bei der 
Zusammenfassung der Montanindustrie in der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (Montanunion) wie beim Plan einer Europäischen Vertei­
digungsgemeinschaft (EVG) hatten sich dadurch zwei zentrale Gesichts­
punkte harmonisieren lassen : europapolitische Fortschritte unter gleichbe­
rechtigter und zugleich kontrollierter Teilhabe des westdeutschen Partners . 
Nicht verwirklichen ließ sich dagegen das ehrgeizigere Anliegen, Montan­
union und EVG nunmehr in der Konsequenz des bundesstaatliehen Fernziels 
unter dem Dach einer Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) zu ver­
einigen . Die supranationalen Ansätze aller drei Projekte stießen sich vielmehr 
an der Gegenwehr der Vertreter nationalstaatlicher Souveränität in den Mit­
gliedstaaten . Für die europäische Integration und die deutsch-französischen 
Beziehungen wirkte dies um so belastender, als mit dem Versanden der EPG 
und dem Scheitern der EVG im Sommer 1954 auch die notwendige Konstruk­
tion für eine Europäisierung der Saarfrage wegbrach (10, 1 1 ,  43 , 47) . 

In der Phase des westdeutschen Allianzbeitritts 1954/55 entwickelte sich 
die Europapolitik daher zu ihren sektoralen Anfängen zurück . Der Versuch, 
die nunmehr geschaffene Westeuropäische Union (WEU), das sicherheitspo­
litische Vorschaltstück für den NATO-Beitritt der Bundesrepublik, über ihre 
Kontrollfunktion hinaus zur Reaktivierung der europäischen Integration zu 
nutzen, erwies sich j edoch als nicht realisierbar. Föderale kontinentale Euro­
papläne ließen sich mit den britischen konföderalen Vorstellungen ebensowe­
nig in Einklang bringen, wie sich der dominante Rüstungskontrollaspekt 
werbewirksam für die Europaidee in Form einer Rüstungsgemeinschaft um­
gestalten ließ . 

Lediglich bei der endgültigen Lösung der Saarfrage zeigte sich die WEU 
politisch hilfreich . In der Paketlösung der Pariser Verträge war nicht nur die 
damit junktimsartig verknüpfte Saarlösung unterzubringen; die Brüsseler Or­
ganisation bot auch das hinlänglich lockere Gerüst für eine europäische Auf­
hängung eines autonomen Saarstaates . Beim Kampf um die plebiszitäre Ab­
sicherung des Saarstatuts drohten die von Adenauer so gefürchteten nationa­
len Fliehkräfte zwar nochmals zum Sprengsatz für die deutsch-französischen 
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Beziehungen zu werden . Die nach dem Votum der Saarländer eingeleitete Lö­
sung der Vernunft - Rückgliederung der Saar verbunden mit wirtschaftlichen 
Konzessionen an Frankreich - markierte dann aber einen ersten Eckstein auf 
dem Weg zur dauerhaften Aussöhnung beiderseits des Rheins (51, 52, 73) .  

Den europäischen Hauptweg schlugen die Westeuropäer dagegen mit der 
Revitalisierung der in der Montanunion angelegten wirtschaftlichen Integra­
tion ein . Dazu verbanden die Beschlüsse von Messina das Ziel einer Zoll­
union als Voraussetzung für das schrittweise wirtschaftliche Zusammen­
wachsen Westeuropas (EWG) mit dem Projekt einer Atomgemeinschaft (EU­
RATOM) zur gemeinsamen Entwicklung dieser vermeintlichen Zukunfts­
energie . Gegen die Vertreter des Freihandelsprinzips im Wirtschafts- und 
Atomministerium setzte Adenauer seine Richtlinienkompetenz zugunsten 
der übergeordneten gesamtpolitischen Argumentation der Integrationisten 
im Auswärtigen Amt ein . Befördert durch die Einsicht in ihre Handlungsun­
fähigkeit während der Doppelkrise von Budapest und Suez im Herbst 1956, 
einigten sich die Kontinentaleuropäer schließlich unter britischem Beiseite­
stehen auf den kleineuropäischen Lösungsansatz der Römischen Verträge von 
1957, deren föderale Strukturen zwar europapolitisch ausbaufähig, aber eben 
nicht mehr supranational bindend gehalten waren (63 , 77, 83) .  

Das wirtschaftliche Zusammenwachsen Westeuropas war schon in der 
zweiten Hälfte der 50er Jahre von angelsächsischer Kritik an seinen protek­
tionistischen Tendenzen begleitet. Unterstützt von der Kennedy-Administra­
tion begann das Kabinett Macmillan daher Anschluß an den kontinentalen 
Wirtschaftsraum zu suchen. Gleichzeitig appellierte Washington an die glo­
bale Mitverantwortung der Europäer gegenüber der Dritten Welt. Der erfolg­
reichen Annäherung der sozialistischen Staaten über eine Strategie des ge­
meinsamen Antiimperialismus an die antikoloniale Bewegung in Asien und 
Afrika wollten die USA mit einer breitgefächerten Entwicklungshilfepolitik 
begegnen . Dabei fiel der Blick naturgemäß auf die gestiegene Wirtschafts­
kraft der EWG-Staaten und insbesondere der Bundesrepublik . Die Bundes­
regierung reagierte darauf entsprechend ihrer Wirtschaftsphilosophie mit 
einem Programm staatlich unterstützter, aber vorrangig privat organisierter 
Initiative als Hilfe zur Selbsthilfe ( 106) . 

Auf der europäischen Schiene geriet die Adenauersche Außenpolitik dage­
gen Anfang der 60er Jahre immer stärker in den Sog der gaullistischen Euro­
papolitik. Ostpolitische Aufweichungstendenzen, wie sie der Kanzler seit 
Jahren bei seinen angelsächsischen Verbündeten zu beobachten vermeinte, 
ließen ihn zunehmend auf die deutsch-französische Karte setzen . Das wirkte 
auf die Unionsparteien zurück, bei denen sich eine außenpolitische Positions­
debatte unter dem Schlagwort "Atlantiker contra Gaullisten" entspann . Ihren 
europapolitischen Kern bildete die Frage: Erweiterung der EWG um das 
inzwischen dazu bereite Großbritannien oder Festigung der deutsch-fran-
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zösischen Achse in einem Kleineuropa der Vaterländer. Adenauer konnte in 
dieser Auseinandersetzung, zusätzlich verunsichert durch sein problemgela­
denes Verhältnis zu Kennedy, zwar noch einen seiner Leitgedanken, die 
deutsch-französische Verständigung auf Kosten einer EWG-Erweiterung, in 
Vertragsform gießen . Eine parteienübergreifende Bundestagsmehrheit balan­
cierte den Elysee-Vertrag von 1963 allerdings durch eine Präambel nachhaltig 
in Richtung auf eine ausgewogenere atlantisch-westeuropäische Grundorien­
tierung der westdeutschen Außenpoltik aus ( 1 17, 120, 121 , 123 ) .  Wie in der 
Ost- und Deutschlandpolitik war der Bundeskanzler damit auch in seiner 
West- und Europapolitik an die Grenzen seiner außenpolitischen Dominanz 
gestoßen . Sein Rücktritt zum Jahresende lag somit in der Konsequenz dieser 
Entwicklung.  

Die Auswahl der Quellen, die sich auf das politische Denken der Hauptak­
teure, nicht auf Ereignisse und Abläufe konzentriert, orientiert sich wesent­
lich an vier Gesichtspunkten: 
- Westdeutsche Außenpolitik in den Jahren 1949 bis 1963 läßt sich nicht ohne 

ihre internationale Einbindung begreifen; deren angemessene Dokumen­
tierung stützt sich zwar in der Regel auf Übersetzungen, kann in einigen 
ausgewählten Fällen aber nicht gänzlich auf fremdsprachliche Quellen ver­
zichten. 

- Ein Schwerpunkt der Auswahl liegt auf den Jahren 1949 bis 1955, in denen 
die Außenpolitik der Bundesrepublik neu konzipiert wurde, ohne dadurch 
die Folgezeit bis 1963 ungebührlich zu vernachlässigen . 

- Die außenpolitische Dominanz des Bundeskanzlers gerade in der Ära Ade­
nauer spiegelt sich auch in der Dokumentenauswahl wider; repräsentative 
Gegenstimmen machen aber an den zentralen Punkten der Auseinanderset­
zungen das Wechselspiel von Regierungsinitiative und oppositioneller Kri­
tik deutlich .  

- Untrennbar verbunden mit der außenpolitischen Integration der Bundesre­
publik in das internationale System ist ihr sicherheitspolitischer Einbau in 
die westliche Allianz mit den zugrundeliegenden Bedrohungsvorstellun­
gen; allgemeine sicherheitspolitische Aussagen und Diskussionen werden 
daher in der Auswahl berücksichtigt, ihre konkrete militärpolitische Um­
setzung für den Streitkräfteaufbau aber herausgelassen . 
Der wissenschaftliche Apparat beschränkt sich auf die zur Erschließung 

und zum inneren Verständnis der Quellen unumgänglich notwendigen Infor­
mationen : 
- Die Fundorte der Quellen werden über Kurztitel im Dokumentenkopf 

kenntlich gemacht; die vollständige Titelangabe findet sich im Quellen­
und Literaturverzeichnis wieder. 

- Abkürzungen sind bei ihrer erstmaligen Verwendung in Klammern hinter 
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die vollständige Bezeichnung gesetzt; weniger geläufige Fälle (z. B .  GA­
RIOA) werden zusätzlich in Fußnoten erläutert . 

- Personenangaben sind grundsätzlich über das Personen- und Sachregister 
zu erschließen; dabei beschränken sich die Daten auf wesentliche Funktio­
nen im Berichtzeitraum. 

- Wichtige politische Fachausdrücke und Sachzusammenhänge sind über 
entsprechende Schlagwörter ebenfalls in das Personen- und Sachregister 
eingearbeitet. 


